
* Die AG Digitale Medizin setzt sich aus ärztlichem und therapeutischem Personal zusammen. 

Sie untersucht den Einfluss digitaler Medien auf die Entwicklung von Kindern und Jugendli-

chen, mit den Schwerpunkten digitale Gewalt, Digitalkompetenz und digitale Behandlungs-

möglichkeiten. Aus den Erkenntnissen werden Maßnahmen für die pädagogische und thera-

peutische Prävention und Intervention abgeleitet, umgesetzt und wissenschaftlich evaluiert. 
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Allgemein 

Ich begrüße die Vision in Bezug auf die Prävention digitaler Risiken und die Förderung 

von Digitalkompetenz, die in dem Antrag der SPD durch die Vielzahl an Forderungen 

deutlich wird. Gleichzeitig halte ich die 19 Forderungen jedoch für zu ambitioniert, um 

sie auch nur mittelfristig umsetzen zu können. Die für die Umsetzung erforderlichen 

finanziellen und personellen Mittel erscheinen mir in der Praxis nicht realistisch, wes-

halb ich einerseits eine Gruppierung der Forderungen vorgenommen habe, und ande-

rerseits eine Priorisierung der Punkte vorschlage.  

 

(1) Förderung digitaler Chancen und Minimierung von Risiken – Bezug zu 

Punkten 2, 15, 16, 17 und 18 

Die Forderungen im Antrag sind leider sehr allgemein gehalten (z.B. „die Chancen di-

gitaler Medien zu fördern und Risiken insbesondere für Kinder und Jugendliche zu 

minimieren“), sodass unklar bleibt, wie die Chancen digitaler Medien gefördert oder 

die Risiken minimiert werden sollen. Dennoch handelt es sich hier um einen der wich-

tigsten Punkte in der Prävention. Gleichzeitig vermisse ich einen Bezug zu „offline 

Kompetenzen“, die ich als wichtige Grundlage innerhalb der Prävention negativer di-

gitaler Erfahrungen sehe. Grundsätzlich stellt sich die Frage: Warum flüchten sich so 

viele Kinder und Jugendliche ins Internet, und warum lassen wir dies geschehen, ob-

wohl wir wissen, dass es ihnen schadet? Die Antwort darauf ist komplex, trotzdem 

möchte ich einen Teil darlegen:  

Online-Spiele und soziale Netzwerke sind so aufgebaut, dass sie möglichst schnell die 

Aufmerksamkeit auf sich ziehen und diese auch binden. Dabei werden u.a. psycholo-

gische Lernmechanismen genutzt (v.a. Verstärkungslernen), die dafür sorgen, dass 

Nutzende immer mehr Zeit investieren und das intensive Nutzungsverhalten beson-

ders nachhaltig und löschungsresistent aufgebaut wird (durch intermittierende Verstär-

kungsprozesse). Ein weiterer Grund, warum Kinder und Jugendliche Zuflucht im Inter-

net suchen, liegt darin, dass sie oft in einem schwierigen sozialen Umfeld aufwachsen, 

in dem ihre Grundbedürfnisse nicht erkannt oder vernachlässigt werden. Zusätzlich 

fehlt ihnen häufig die Fähigkeit, mit diesen herausfordernden Umständen umzugehen, 
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und / oder sie erhalten nicht die nötige Unterstützung, die für eine gesunde Entwick-

lung erforderlich wäre. Hier können die vier Grundbedürfnisse nach Grawe (2004)1 

genannt werden: Lustgewinn / Unlustvermeidung, Bindung, Selbstwerterhöhung und 

Sicherheit / Orientierung. Kinder und Jugendliche mit schädlichem oder pathologi-

schem Internetgebrauch erfüllen oft online diese Grundbedürfnisse, die offline ver-

nachlässigt werden. Dies verleiht Online-Spielen oder sozialen Netzwerken eine 

enorme Bedeutung im Leben der Heranwachsenden. Daher ist es nachvollziehbar, 

dass Maßnahmen, die sich ausschließlich auf die Förderung der Digitalkompetenz 

konzentrieren, zwar das Bewusstsein für potenzielle Risiken erhöhen, jedoch kaum zu 

nachhaltigen Verhaltensänderungen führen. 

Das Zusammenspiel aus ungünstigen sozialen Umfeldern, den „dark patterns“2 digita-

ler Medien und der Erfüllung grundlegender Bedürfnisse erzeugt eine Sogwirkung, der 

Kinder und Jugendliche aufgrund ihres Entwicklungsstandes (noch) nicht gewachsen 

sind. An dieser Stelle sei auch hervorgehoben, dass es besonders Prävention und 

Interventionsangebote für besonders vulnerable Kinder und Jugendliche benö-

tigt, da diese ein erhöhtes Risiko haben, Opfer oder Täter von digitaler (sexualisierter) 

Gewalt zu werden. Dabei meine ich einerseits Kinder und Jugendliche mit psychischen 

Erkrankungen sowie andererseits diejenigen, die in eher bildungsfernen Umfeldern 

groß werden, Entwicklungsverzögerungen oder ein eher schwaches kognitives Leis-

tungsniveau aufweisen. Bei den genannten Zielgruppen unterscheiden sich Lebens- 

und Entwicklungsalter teils drastisch voneinander, wodurch einerseits die Gefahr für 

eine unbedachte oder schädliche Internetnutzung steigt und andererseits Eltern noch 

hilfloser sind, wie sie mit ihren Schützlingen und den digitalen Medien umgehen sollen.  

Initiativen, Maßnahmen und Programme, die sich mit der Prävention digitaler Gewalt 

und Internetnutzungsstörungen bei Kindern und Jugendlichen beschäftigen, sollten 

daher neben den notwendigen digitalen Themen auch die grundlegenden Fähigkei-

ten wie Emotionsregulation, soziale Kompetenz, Selbstwert, Selbstwirksam-

keitsempfinden und Reflexionskompetenz stärken. Diese stellen z.T. sogenannte 

 
1 Grawe, K. (2004). Neuropsychotherapie. Göttingen: Hogrefe. 
2 Gezielte Gestaltungsmuster in digitalen Medien – dazu gehören visuelle Designelemente, irreführende 
Texte und komplexe Navigationsstrukturen –, die Nutzer:innen manipulieren und zu ungewollten Entschei-
dungen verleiten (https://www.bfdi.bund.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2022/04_dark-pat-
terns.html) 



 
Seite 4 von 16 

transdiagnostische Faktoren dar, deren Förderung auch in der Behandlung unter-

schiedlicher psychischer Störungsbilder positive Auswirkungen zeigt. Entsprechend 

scheint es zukunftsweisend, diese Elemente sowie den konkreten Bezug von Grund-

bedürfnissen und Entwicklungsaufgaben im Online- und Offline-Kontext auf die psy-

chische Gesundheit in Schulungsprogramme zu integrieren. Ein regulär in den Schul-

kontext integriertes Fach, wie „Gesundheitsbildung“, könnte all diese Aspekte und An-

sprüche erfüllen und präventiv auf unterschiedlichsten Ebenen wirken. Ein Fokus aus-

schließlich auf digitale Inhalte verfehlt die Ursache und bekämpft eher Symptome. 

Die Technologisierung ist in vielen Haushalten vollumfänglich eingezogen. Der kom-

petente, regulierte und bedachte Umgang mit der Technik allerdings nicht. Dies führt 

dazu, dass Eltern oft nicht ausreichend über die schädlichen Einflüsse digitaler Medien 

auf die kindliche Entwicklung und ihre eigene Vorbildrolle informiert sind. Die neuste 

miniKIM-Studie 20233 berichtet alarmierende Zahlen zum Konsum und Besitz von Bild-

schirmmedien bei den 2- bis 5-Jährigen in Deutschland: Jedes fünfte Kind in dieser 

Altersgruppe besitzt bereits ein eigenes Tablet, jedes zehnte ein eigenes Smartphone. 

Gleichzeitig besteht ein subjektiver „gesellschaftlicher Gruppendruck“ für Eltern, ihren 

Kindern (viel zu) früh entsprechende Endgeräte (Smartphone, Tablet) zur Verfügung 

zu stellen. Nur wenige Eltern setzen Regeln für die Nutzung von Bildschirmmedien 

durch und sorgen langfristig und konsequent für deren Einhaltung. Vielen Eltern ist 

nicht bekannt, welche Bildschirmmedien in welchem Alter geeignet sind oder welche 

technischen Sicherheitsmaßnahmen existieren, um ihre Kinder vor unangemessenen 

Inhalten zu schützen. Die uneinheitliche Kommunikation durch Aufklärungsbroschü-

ren, Institutionen wie Schulen und Beratungsstellen führt häufig zu einer weiteren Ver-

unsicherung der Eltern. Landesweit einheitliche Regelungen für Bildungseinrichtun-

gen, wie etwa ein generelles Handyverbot an Schulen (oder zumindest die Abgabe bei 

Schulbeginn in Schließfächern außerhalb des Klassenraums und Mitnahme nach 

Schulschluss), wären daher von großem Nutzen4. Sie könnten Eltern eine stärkere 

Argumentationsgrundlage bieten, um die Anschaffung eines Smartphones zu überden-

ken, und zugleich als Orientierungshilfe dienen, ab welchem Alter digitale Geräte ihrem 

Kind zur eigenverantwortlichen Nutzung überlassen werden sollten. 

 
3 miniKIM-Studie 2023 (mpfs.de) 
4 Eine sinnvolle, angeleitete, lernorientierte Einbindung digitaler Medien in den Unterricht soll damit nicht   
   abgesprochen werden! 
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Kinder und Jugendliche müssen im Internet vor schädlichen Inhalten genauso 

geschützt werden wie in der realen Welt. Das Jugendschutzgesetz (JuSchG §6, §9, 

§10) bietet die Grundlage dafür, dass Minderjährige z.B. nicht an Glücksspielen teil-

nehmen oder Alkohol und Tabak konsumieren dürfen. Hier finden regelmäßig Überprü-

fungen statt, ob sich Betreibende an die gesetzlichen Vorgaben halten. Die Richtlinien 

der Tech-Unternehmen gestatten eine Nutzung ihrer Plattformen zumeist ab 13 Jah-

ren. Durch die Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) ist bei unter 16-Jährigen die 

Zustimmung der Sorgeberechtigten vorausgesetzt, da personenbezogene Daten von 

den Diensten verarbeitet werden.5,6 Eine verpflichtende Altersverifikation und damit 

eine automatische Beschränkung für altersunangemessene Web-Inhalte wäre ein 

Schritt in Richtung Schutz der Kinder und Jugendlichen. Ich halte diese Forderung 

(Punkte 15, 16) für wichtig, sehe jedoch mittel- bis langfristig keine realistische Chance, 

dass Landesebenen große Tech-Anbieter zu Veränderungen bewegen können. Hier 

gilt es die aktuellen Trends und Entwicklungen, wie die geplante KI-basierte Altersve-

rifikation in über bzw. unter 18 Jahre und damit automatische Account-Beschränkung 

auf Plattformen des Meta-Konzerns, im Blick zu behalten und bei Maßnahmen zu be-

rücksichtigen.7  Dennoch wäre rein technisch einiges denkbar: Eine Lösung könnte 

sein, dass Betriebssysteme, wie Android und iOS, Funktionen integrieren, die es Eltern 

leicht ermöglichen, beim Kauf eines Geräts das Alter ihres Kindes einzugeben, um die 

Nutzung auf altersentsprechende Inhalte zu beschränken. Das Gerät könnte das hin-

terlegte Alter an die aufgerufenen Online-Dienste melden, wodurch Zugänge erlaubt 

oder gesperrt würden. Dafür müssten theoretisch keinerlei weitere personenbezogene 

Daten preisgegeben werden (vgl. Haidt, 20248).  

Ich lehne es ab, dass Kinder und Jugendliche durch ihre Eltern überwacht werden 

sollen. Technische Lösungen wie Googles Family Link, iOS-Bildschirmzeit oder Salfeld 

Kindersicherung bieten die Möglichkeit, die Nutzung des Kinder-Smartphones zu be-

schränken (in Bezug auf Zeiten, Inhalte, Zugänge usw.). Ebenso können Eltern einen 

Überblick darüber behalten, welche Anwendungen installiert und wie häufig genutzt 

werden. Eine Standort-Freigabe ist auch möglich, um zu überprüfen, wo sich ein Kind 

 
5 https://dsgvo-gesetz.de/ 
6 https://www.schau-hin.info/grundlagen/ab-welchem-alter-instagram-youtube-und-co 
7 https://www.heise.de/news/Altersverifikation-So-will-Meta-luegende-Teenies-erkennen-10004849.html 
8 Haidt, J. (2024). Generation Angst. Wie wir unsere Kinder an die virtuelle Welt verlieren und ihre psychi-
sche Gesundheit aufs Spiel setzen. Rowohlt. 
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aufhält. Alle Kontrolloptionen sollten jedoch nie zur Überwachung oder heimlich einge-

setzt werden! Dies würde in die Privatsphäre der Kinder eingreifen, die Vertrauensba-

sis und somit die Eltern-Kind-Beziehung schädigen und im schlimmsten Fall auch das 

Selbstvertrauen in die eigenen Fähigkeiten des Kindes, Situationen aus eigener Kraft 

heraus bewältigen zu können und somit dessen Selbstwirksamkeitsempfinden negativ 

beeinflussen. Das Ziel sollte es sein, einen entwicklungsangemessenen Umgang mit 

digitalen Medien zu fördern und zu begleiten. Kinder benötigen dabei mehr Abspra-

chen und Vorgaben von ihren Eltern als Jugendliche. Gleichzeitig müssen Eltern ihre 

Kinder und Jugendlichen auch vor potenziellen Gefahren, die diese entwicklungsbe-

dingt nicht abschätzen können, schützen, was die konsequente Umsetzung von z.B. 

Medienregeln beinhaltet. 

 

(2) Gezielte Digitalkompetenzförderung für Familien – Bezug zu Punkten 5,6 

und 7 

Technische Lösungen ersetzen nicht die elterliche Auseinandersetzung mit di-

gitalen Themen oder eine aktive Medienerziehung. Der adäquate und pädagogisch 

hilfreiche Umgang mit solchen Möglichkeiten, muss auch Erziehungsberechtigten bei-

gebracht werden. Eltern sind häufig damit überfordert, wenn ihr Kind ein eigenes 

Smartphones bekommen soll. Dies ist teils dadurch bedingt, dass sie selbst nicht mit 

digitalen Medien aufgewachsen sind oder selbst wenig Interesse an Technik und da-

zugehörigem Wissen z.B. in Bezug auf Datenschutz aufweisen. Oft sind die o.g. tech-

nischen Schutzmöglichkeiten nicht bekannt und Eltern wissen nicht, wo und wie sie 

sich informieren können. Hilfreiche Websites wie www.medien-kindersicher.de und 

www.mediennutzungsvertrag.de sind selten bekannt. Eltern wissen nicht, welches 

Handy oder Smartphone für ihr Kind geeignet sein könnte (wie z.B. Bedienung Ein-

fachFon Kids – EinfachFon) und „vererben“ dann ihr altes Endgerät an ihr Kind. 

Manchmal ist auch das Bewusstsein für die Notwendigkeit von Nutzungsregeln oder 

für die Vielzahl an Risiken im Internet nicht vorhanden.  

Ein wichtiger Schutzfaktor vor digitaler Gewalt ist die positive Eltern-Kind-Beziehung, 

die durch eine vertrauensvolle, offene Kommunikation sowie eine aktive Medienerzie-

hung geprägt ist. Die aktuelle S2k-Leitlinie zur Prävention dysregulierten Bildschirm-

mediengebrauchs in Kindheit und Jugend (Deutsche Gesellschaft für Kinder- und Ju-
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gendmedizin e.V., 2023)9 verweist explizit darauf, dass Bildschirmmedien nicht zur Be-

lohnung, Bestrafung oder Beruhigung eingesetzt werden dürfen. Dies zeigt sich in der 

Praxis leider nicht ansatzweise, da Eltern das „Handyverbot“ als sehr wirksam erleben 

und sie teils überfordert sind, alternative Konsequenzen zu finden. Im Umkehrschluss 

wirkt sich diese „Angst vor Medienverbot“ seitens der Kinder jedoch negativ auf deren 

Vertrauen und Bereitschaft aus, ihren Eltern von unangenehmen oder unangemesse-

nen Erfahrungen im Internet zu erzählen. Dieser Teufelskreis untergräbt die Eltern-

Kind-Beziehung und birgt die ernste Gefahr, dass Kinder mit verstörenden und über-

griffigen Interneterfahrungen – wie Cybermobbing, Cybergrooming oder Sextortion – 

letztlich auf sich allein gestellt bleiben. 

Ich unterstütze die Forderung nach Stärkung von Bildungsinitiativen. Es braucht 

flächendeckende Schulungsangebote, in denen Eltern die o.g. Inhalte, Vorgehenswei-

sen und Angebote nähergebracht werden. Dies kann einerseits durch Online-Formate 

und Elternabende bedient werden. Gleichzeitig stellen Sorgeberechtigte eine Ziel-

gruppe dar, die aus diversen Gründen leider oft nicht gut erreicht wird. Eine Schulungs-

strategie, die Unternehmen einbindet und Fortbildungsangebote für ihre Mitarbeiten-

den während der Arbeitszeit bereitstellt, wäre daher besonders interessant. So könn-

ten Eltern an den Schulungen teilnehmen, ohne dass Betreuungszeiten für ihre Kinder 

zum Problem werden. Zudem wäre es für viele Eltern eine große Entlastung, wenn sie 

im Rahmen einer solchen Schulung ein vorkonfiguriertes Smartphone (wie das Ein-

fachFon10) erwerben könnten. Dieses Gerät würde bereits mit grundlegenden Einstel-

lungen ausgestattet sein und man könnte eine begleitende Broschüre anbieten, die 

Schritt für Schritt erklärt, wie weitere Einstellungen, etwa die Installation von Sicher-

heits-Apps, vorgenommen werden können. 

Die Landesmedienanstalt NRW verweist auf verschiedene hilfreiche Websites wie 

www.internet-abc.de, auf der genau diese Fragen beantwortet und veranschaulicht 

werden. Die Diskrepanz zwischen vorhandenem Angebot, dessen Bekanntheit 

und Nutzung weist auf eine unzureichende Disseminations-Strategie hin, die 

durch eine landesweite Öffentlichkeitsarbeit gestärkt werden könnte.  

 
9 https://register.awmf.org/de/leitlinien/detail/027-075  
10 https://www.einfachfon.de/kids/bedienung/  
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Eine weitere Idee wären landesweite Vorgaben zu einer verpflichtenden Veranstaltung 

für Eltern, deren Kinder eingeschult werden. Wenn Schulen einheitliche Handlungs-

empfehlungen für den Umgang mit digitalen Endgeräten hätten, könnten sie diese bei 

der Veranstaltung bekanntgeben und Eltern über potenzielle Risiken im Internet infor-

mieren sowie auf die entsprechenden Angebote wie Websites o.Ä. hinweisen. Haid 

(2024) beschreibt in seinem Buch eine interessante Idee für Schulen: Eltern unter-

zeichnen eine Art „Medienvertrag“, der besagt, dass sie ihren Kindern kein Smart-

phone bis zur 8. Klasse kaufen werden. Dieser Medienvertrag tritt in Kraft, sobald min-

destens 10 Eltern diesen unterschrieben haben. Dadurch ist gesichert, dass diese 10 

Kinder auch andere Kinder in der Klasse haben werden, die kein Smartphone besitzen 

und mit denen sie spielen können. Das nimmt den Eltern den „Gruppendruck“ und 

sorgt auch dafür, dass sie keine Angst haben müssen, dass ihr Kind ein „digitaler Au-

ßenseiter“ wird. Dieses Vorgehen wäre im deutschen Bildungssystem mit Eintritt in die 

Grundschule und dann erneut zur weiterführenden Schule auch denkbar (neben einem 

Handyverbot in Schulen). Kinder könnten Anwendungen wie WhatsApp oder Insta-

gram – bei zu großer Angst, Informationen in WhatsApp-Gruppen zu verpassen – mit 

ihren Eltern gemeinsam über den Browser nutzen.  

Die Forderung „Kinderfreundliche Programmgestaltung im Fernsehen und auf 

Streaming-Plattformen zu fördern“ sehe ich ebenfalls als langfristiges Ziel, das auf 

Bundesebene angegangen werden muss. Auch hier ist zu argumentieren, dass es di-

verse kindgerechte Internet- und App-Angebote gibt, die jedoch auch wenig bekannt 

sind und so nicht bei den jungen Nutzer:innen im gewünschten Ausmaß ankommen. 

Als Beispiele seien die Apps DieMaus (WDR), KiKA-Player: Videos für Kinder (ARD & 

ZDF) oder kinderfreundliche Browser wie fragFINN oder www.blinde-kuh.de genannt. 

Solche und andere geeignete, bestehende Angebote sollten zusammengeführt 

und in einem umfassenden Konzept breitenwirksam zugänglich gemacht wer-

den. Andere Apps wie z.B. YouTubeKIDS sind zwar in ihren Inhalten beschränkt, so-

dass eher kinderfreundliche Inhalte ausgewählt werden, die pädagogische Qualität 

des Angezeigten ist meiner Ansicht nach jedoch teils sehr fragwürdig. 
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(3) Prävention und Umgang mit Internetnutzungsstörungen – Bezug zu Punk-

ten 3, 4 und 14 

Die zentrale Aufgabe sollte das Monitoring über bereits vorhandene Beratungs- 

und Fortbildungsangebote, Informationsplattformen und technische Schutz-

möglichkeiten sein. Es gibt bereits zahlreiche wertvolle Maßnahmen, Initiativen, Fort-

bildungsangebote und Präventionsprogramme. Hilfesuchende sind jedoch oft überfor-

dert, die passenden Angebote für sich auszuwählen, da sie die Qualität schwer ein-

schätzen können. Eine Bündelung und Bewertung dieser vielfältigen Angebote nach 

einem transparenten Schema wäre eine nachhaltige und sinnvolle Lösung. So könnten 

Mittel eingespart werden, die andernfalls in neue, nach dem Ende der Finanzierung 

veraltende und nicht mehr verfügbare Programme fließen würden. Dabei ließe sich 

zudem ermitteln, ob und für welche Zielgruppen – etwa in Bezug auf Alter, Geschlecht, 

Herkunft, Bildungsgrad oder Beeinträchtigungen – ein Mangel an Präventionsangebo-

ten besteht. 

Die Forderung nach einer unabhängigen Landesstelle für Mediensuchtprävention 

unterstütze ich teilweise. Diese könnte auch die bereits oben aufgeführten Angebote 

aufgreifen und umsetzen, da die Förderung der Digitalkompetenz und die Aufklärung 

über Strategien zur Medienerziehung in diesen Bereich fällt. Um ein umfassendes, 

hilfreiches und zukunftsorientiertes Angebot aufstellen und kompetente Beratung ge-

währleisten zu können, benötigt es interdisziplinäre Zusammenarbeit. Fachkräfte 

aus den Bereichen der Kriminologie, den Rechtswissenschaften, der Pädagogik, der 

Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie und -psychiatrie, der Medienwissenschaften 

und der Informationstechnologie müssen hier zusammenarbeiten, um der Komplexität 

von Aufgaben in der Prävention digitaler Gewalt, der Behandlung von Internetnut-

zungsstörungen und der Förderung von Digitalkompetenz gerecht zu werden. Damit 

dies erfolgreich gelingt, bedarf es attraktiver zeitlicher und finanzieller Rahmenbedin-

gungen. Investitionen in qualifizierte Fachkräfte und präventive Maßnahmen tragen 

langfristig dazu bei, Landes- und Gesundheitskosten zu senken und gleichzeitig hoch-

wertige Angebote für Betroffene sicherzustellen.  

Ich würde es sehr begrüßen, wenn die Forschung in diesem Bereich intensiver geför-

dert würde, besonders bei vulnerablen Gruppen. Wünschenswert wären Ausschrei-

bungen mit einem breiteren Fokus, die nicht nur Internetnutzungsstörungen in den 

Vordergrund stellen, sondern auch digitale Gewalterfahrungen und die Förderung von 
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Digitalkompetenz umfassen. Die Forschung bei Kindern ist diesbezüglich sehr rudi-

mentär und auch im Jugendbereich existiert nur sehr wenig. Forschungsausschreibun-

gen sollten berücksichtigen, dass es in diesem Altersbereich kaum validierte Erhe-

bungsinstrumente gibt. Weiterhin sind die Konstrukte, die es zu erheben gilt, nicht ein-

heitlich operationalisiert. Einige digitale Phänomene, wie digital self-harm (Patchin & 

Hinduja, 202411; Wang et al., 202412), also die Selbstverletzung im Internet, sind in 

Deutschland bisher noch komplett unerforscht, während sie in der klinisch-therapeuti-

schen Praxis durchaus vorhanden sind. Studien, die mit Kindern umgesetzt werden 

sollen, sind meist sehr aufwändig. Beispielsweise gibt es 1) sehr wenig standardisier-

ten Erhebungsinstrumente, was bedeutet, dass neue kindgerechte und altersange-

messene Fragebögen oder Interviews entwickelt werden müssen. 2) Beide Sorgebe-

rechtigten müssen der Teilnahme ihres Kindes schriftlich zustimmen, was bei strittigen 

Elternhäusern oft langwierig sein kann. 3) Die Kinder müssen motiviert und konzent-

rationstechnisch in der Lage sein, an einer Befragung teilzunehmen. 4) Durch Entwick-

lungsaspekte müssen verschiedene Materialien-Sets (Diagnostik, Schul- oder Thera-

pieunterlagen usw.) angefertigt werden. Jüngere Kinder brauchen andere Materialien 

als präpubertäre Jugendliche oder ältere Jugendliche. Entsprechend müssen Förder-

zeiträume, Inhalte und Finanzierungen so bedacht werden, dass Forschung bei dieser 

wichtigen Zielgruppe machbar ist.  

 

(4) Gesundheits- und Behandlungsstrukturen – Bezug zu Punkt 1 

Ich unterstütze ausdrücklich die Förderung von Spezialambulanzen für Kinder 

und Jugendliche mit schädlichem oder pathologischem Mediengebrauch. In 

NRW existieren nur sehr wenige solcher Spezialambulanzen mit dem Schwerpunkt für 

Kinder und Jugendliche (mir bekannt ist lediglich die Institutsambulanz des St. Marien-

Hospital Düren, welche auch nur ihr Einzugsgebiet versorgen kann). Entsprechende 

Spezialambulanzen sind jedoch dringend notwendig, um Familien ein eher nieder-

schwelliges Diagnostik-, Beratungs- und Behandlungsangebot unterbreiten zu kön-

nen. Dies wäre wichtig, um einer Chronifizierung, Exazerbation oder Entstehung 

komorbider psychischer Erkrankungen vorzubeugen. Diese führen nämlich zumeist zu 

 
11 Patchin, J. W. & Hinduja, S. (2024). Adolescent Digital Self-Harm Over Time: Prevalence and Perspec-
tives. Journal of School Violence, 1-13. 
12 Wang, J., Wei, Z., Jia, L., Yu, J., Wang, Y., Meng, Y. ... & Chen, R. (2024). Can digital self‐harm relate to sui-
cidal thoughts and behaviors beyond physical self‐harm?. Acta Psychiatrica Scandinavica, 149, 256-266. 
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einer solchen Symptomschwere und zu so desaströsen psychosozialen Umständen, 

dass ein stationärer Aufenthalt in der Kinder- und Jugendpsychiatrie notwendig wird. 

Dies wiederum führt zu längerfristigen Behandlungen und vermehrten Kosten für das 

Gesundheits- und Sozialsystem (stationäre Behandlung, Notwendigkeit von Leistun-

gen nach § 35a SGB VIII), die durch eine vorzeitige, spezialisierte Behandlung zu ver-

meiden wären. Es wäre wichtig, dass innerhalb dieser Spezialambulanzen auch the-

rapeutisch-beratende Tätigkeiten übernommen werden können bzw. eine gute Koope-

ration zu lokalen Beratungsstellen (sofern vorhanden!) etabliert wird. In unserer Medi-

ensprechstunde der Institutsambulanz13 der KJPPP Aachen zeigt sich immer wieder, 

dass Familien nicht nur Beratung zu Themen wie Digitalkompetenz, den Chancen und 

Risiken digitaler Medien und einem gesunden Medienumgang brauchen. Oft liegen 

auch psychosoziale Probleme vor, oder der ungesunde Medienkonsum ist ein Symp-

tom bzw. ein Bewältigungsversuch im Rahmen einer psychischen Erkrankung. Um 

diese Familien angemessen zu unterstützen, ist Expertise in beiden Bereichen – Me-

diennutzung und psychische Gesundheit – erforderlich. Diese umfassende Unterstüt-

zung kann in Beratungsstellen, in denen das Personal nicht psychologisch geschult 

ist, kaum geleistet werden. Die Zusammenarbeit mit versierten Kolleg:innen aus dem 

Bereich der Informationstechnologie wäre hier ebenfalls zu begrüßen.  

Zudem wäre eine gezielte Finanzierung für Spezialsprechstunden – beispielsweise 

für Mediensprechstunden – von erheblichem Nutzen. Derzeit erfolgt deren Finanzie-

rung überwiegend über die Pauschalen für Psychiatrische Institutsambulanzen (PIA), 

was jedoch nicht ausreichend ist und das Angebot für Kliniken unattraktiv macht. Nur 

wenige niedergelassene Behandler:innen sind umfassend auf die Beratung und Be-

handlung von Internetnutzungsstörungen oder allgemeinen Fragen zum Umgang mit 

digitalen Medien spezialisiert. Eine zusätzliche, spezifische Förderung von Klinikam-

bulanzen und Spezialsprechstunden wäre daher erforderlich, insbesondere zur Aus-

weitung präventiver Programme. 

Eine Schwierigkeit, die sich in der Umsetzung ergeben kann, ist, dass auch ärztlich-

therapeutisches Personal geschult werden muss. Die Computerspielstörung (6C51) ist 

erst seit 2022 mit in Kraft treten der neuen Internationalen statistischen Klassifikation 

der Krankheiten und verwandter Gesundheitsprobleme (11. Revision; ICD-11) möglich. 

 
13 https://www.ukaachen.de/kliniken-institute/klinik-fuer-psychiatrie-psychosomatik-und-psychothera-
pie-des-kindes-und-jugendalters/fuer-patienten/unsere-behandlungsangebote/mediensprechstunde/  
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Andere Internetnutzungsstörungen, wie die Soziale-Netzwerke-Nutzungsstörung, kön-

nen unter Behelfsdiagnosen klassifiziert werden ( als „Sonstige näher bezeichnete Stö-

rungen aufgrund von Verhaltenssüchten 6C5Y“).  

Behandlungs- und Therapieansätze14,15,16,17,18 stecken noch in den Kinderschuhen und 

sind noch wenig in der klinischen Routine angekommen, sodass sich die Behandler:in-

nen diesbezüglich oft noch unsicher fühlen. Störungen in Bezug auf die Internetnut-

zung, der Einfluss digitaler Medien auf die psychische Entwicklung von Kindern und 

Jugendlichen, die Bedeutung des Einflusses digitaler Medien innerhalb psychischer 

Störungsbilder sowie die Integration digitaler Behandlungsmethoden in die Psychothe-

rapie, müssen in die Ausbildung von angehenden Kinder- und Jugendlichenpsy-

chotherapeut:innen und -psychiater:innen integriert werden, um Kindern und Ju-

gendlichen die bestmögliche und zeitgemäße Therapie bieten zu können.  

 

(5) Bildungsinitiativen und Qualifikation von pädagogischen Fachkräften – 

Bezug zu Punkten 8, 9, 10, 11, 12 und 19 

Im Antrag wird ein „flächendeckendes und wirksames Fortbildungsangebot für Lehr-

kräfte“ gefordert (Punkt 9). Seit 2021 sollen Lehrpläne im Einklang mit dem Medien-

kompetenzrahmen NRW19 stehen, der eine verbindliche Grundlage für die Medien-

konzeptentwicklung an Schulen darstellt. Medienberater:innen sollen Schulen vor Ort 

bei der Umsetzung unterstützen. Dadurch sollte auch die Digitalkompetenz der Schü-

ler:innen gestärkt werden. Somit müssten diesbezüglich Qualitätsstandards für Bil-

dungsinhalte existieren (Punkt 19). Meines Erachtens hat es daher Priorität zu eva-

luieren, wie der Medienkompetenzrahmen NRW an den Schulen und in der Aus-

 
14 Wölfling, K., Beutel, M. E., Bengesser, I. & Müller, K. W. (2022). Computerspiel- und Internetsucht: ein 
kognitiv-behaviorales Behandlungsmanual. Stuttgart: Kohlhammer. 
15 Lindenberg, K., Kewitz, S. & Lardinoix, J. (2023). Internet- und Computerspielsucht bei Kindern und Ju-
gendlichen. Stuttgart: Kohlhammer. 
16Illy, D. (2023). Behandlungsmanual Soziale-Netzwerke-Nutzungsstörung: Verhaltenstherapeutisch-ori-
entierte Gruppenbehandlung zur Teilabstinenz bei Adoleszenten-Das „Git Gud in Social-Life “-Programm. 
Elsevier Health Sciences. 
17 Illy, D. & Florack, J. (2021). Behandlungsmanual Videospiel- und Internetabhängigkeit: Verhaltensthera-
peutisch-orientierte Gruppenbehandlung zur Teilabstinenz bei Adoleszenten-Das „Git Gud in Real-Life “-
Programm. Elsevier Health Sciences. 
18 Müller, A., Wölfling, K. & Müller, K. W. (2018). Verhaltenssüchte-Pathologisches Kaufen, Spielsucht und 
Internetsucht (Vol. 70). Göttingen: Hogrefe. 
19 https://medienkompetenzrahmen.nrw/ 
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bildung umgesetzt wird (wie in Punkt 8 gefordert) bzw. was Hindernisse diesbezüg-

lich sind. Es lässt sich vermuten, dass an Schulen Zeit- und Personalmangel die 

Hauptgründe sein werden. Der Digitalkompetenzrahmen NRW sieht vor, dass unter-

schiedliche Inhalte in unterschiedlichen Schulklassen umgesetzt werden, um so eine 

kontinuierliche, altersangemessene Auseinandersetzung mit den verschiedenen Digi-

tal-Kompetenzbereichen zu gewährleisten (3. bis 13. Klasse). Die Umsetzung in den 

verschiedenen Klassenstufen sollte ebenfalls evaluiert werden, um ggf. Modell-Schu-

len identifizieren und daraus Inhalte und Maßnahmen für andere Schulen ableiten zu 

können.  

Flächendeckende Fortbildungsangebote (vor allem für Fachkräfte, die bereits länger 

jährig tätig sind) sollten zentral organisiert und gesteuert werden und so aufgebaut 

sein, dass es zum selben Thema Präsenzveranstaltungen, Online-Veranstaltungen 

und zeitlich nachgelagerte Reflexionsmodule gibt. Die Inhalte sollten an den Medien-

kompetenzrahmen NRW angepasst sein und – nach vorheriger Inhaltsprüfung – um 

ggf. fehlende Themen durch Expert:innen ergänzt werden. Hier würde sich eine Ver-

ortung bei oder Zusammenarbeit mit der Qualitäts- und UnterstützungsAgentur – 

Landesinstitut für Schule (QUA-LiS NRW) anbieten, sollte dies nicht bereits umge-

setzt werden, da hier bereits Schwerpunkte wie Lehren und Lernen im digitalen Wan-

del 20, Bildungsmonitoring 21 oder Evaluationen 22 umgesetzt werden.  

Ich unterstütze die Forderung (sollte das Projekt tatsächlich weniger gut angenommen 

werden), gezielt für das Projekt Medienscouts NRW zu werben, da das MSB hierfür 

auch die entsprechenden Mittel bereitgestellt hat (2024). Die Evaluationen von z.B. 

201223 und 201424 zeigen positive Effekte, besonders für die Medien-Scouts selbst.  

Öffentliche Kampagnen sind vor allem sinnvoll, wenn sie nicht nur einmal jährlich statt-

finden (wie der Safer Internet Day), sondern dauerhaft etabliert werden (wie z.B. die 

Kampagne Liebesleben oder Don’t drink and drive). Dennoch wäre eine Unterstützung 

solcher Kampagnen sinnvoll, vor allem wenn darauf aufbauend weitere Maßnahmen 

geplant werden, um nachhaltig mit dem Thema zu arbeiten (Beispiel: SiD-Thema 2024: 

 
20 Lehren und Lernen im digitalen Wandel | QUA-LiS (nrw.de) 
21 Bildungsmonitoring | QUA-LiS (nrw.de) 
22 Evaluation | QUA-LiS (nrw.de) 
23 Evaluationsbericht Medienscouts NRW (uni-due.de) 
24 Ausschreibungsunterlagen/Entwurf (medienanstalt-nrw.de) 
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Let’s talk about Porno! Und dann darauf aufbauende Projektwochen zum Einfluss von 

Pornografie auf Sexualentwicklung, Stereotypen, Pornografie-Nutzungsstörung usw.). 

Selbstverständlich sollten auch ältere Personen in der Nutzung und in Bezug auf 

Chancen und Gefahren des Internets geschult werden. Wie auch Kinder, haben ältere 

Menschen häufig wenig Bezug zu digitalen Risiken und stellen dadurch eine vul-

nerable Gruppe, besonders für Cyberkriminalität, dar. Kurse wie „Silver Surfer – Sicher 

online im Alter“25 sollten definitiv angeboten und gefördert werden. Neben dem Fokus 

auf die eigene Sicherheit im Internet, könnten auch Kurse relevant sein, in denen Groß-

eltern etwas wie „Wie stärke ich meine Enkel fürs Internet?“ lernen. Viele Kinder und 

Jugendliche erleben ihre Großeltern als relevante Bezugspersonen, wodurch diese 

auch eine große Vorbildfunktion – auch für den Umgang mit dem Internet – einnehmen 

können.  

 

Fazit 

• Es braucht zuerst ein Monitoring über bereits bestehende Angebote. 

• Die Stärkung sozialer Kompetenzen, der Emotionsregulationsfähigkeit und des 

Selbstwertes sollte Bestandteil von Maßnahmen zur Prävention von digitaler 

Gewalt und Internetnutzungsstörungen sein.  

• Maßnahmen müssen landesweit einheitlich umgesetzt werden. 

• Es braucht konkrete Vorgaben für Schulen, wie ein allgemeines Handynut-

zungsverbot, ein Medienleitbild nach Vorgaben des Medienkompetenzrahmens 

sowie Modelle wie die Medienscouts. 

• Eltern benötigen (online / offline) Informationsangebote und Ansprechpart-

ner:innen (Beratungsstellen) in Bezug auf den Umgang mit digitalen Medien. 

Dazu sind konkrete Materialien und technische Ausstattungsoptionen zu inklu-

dieren. Die Unterstützung muss präventiv erfolgen und nicht erst bei Vorliegen 

von Auffälligkeiten.  

• Verbesserte Dissemination von Informationsangeboten: Bekanntmachung von 

hilfreichen Plattformen durch landesweite Öffentlichkeitsarbeit. 

• Technische Hilfsmittel dürfen nicht zur Überwachung eingesetzt werden. Eine 

Kontrolle des Standortes darf nur in Absprache mit dem Kind erfolgen. Es 

 
25 Volkshochschule Daun (vhs-daun.de) 
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braucht Aufklärung darüber, bis zu welchem Entwicklungsalter welche Kontroll-

vereinbarungen hilfreich und notwendig sind und ab wann sie die Entwicklung 

der Kinder beeinträchtigen.   

• Es braucht ein Monitoring über pädagogisch / therapeutisch / ärztlich qualifizier-

tes Personal in Bezug auf die Behandlung von Internetnutzungsstörungen so-

wie eine Stärkung interdisziplinärer Zusammenarbeit. 

• Curricula in der Ausbildung von Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut:in-

nen und -psychiater:innen müssen die Behandlung von Internetnutzungsstörun-

gen sowie den Einfluss digitaler Medien auf die Entwicklung integrieren.  

• Spezialambulanzen werden dringend benötigt und sollten multiprofessionell 

aufgestellt sein. Entsprechende niederschwellige ambulante Angebote können 

teure (teil-)stationäre Behandlungen verringern. 

• Spezialsprechstunden in Psychiatrischen Institutsambulanzen sollten eine spe-

zielle finanzielle Förderung erhalten.  

• Die Qualität und Umsetzung des Medienkompetenzrahmens NRW an Schulen 

und in der Lehrkräftequalifikation sollte evaluiert werden. 

• Gezielte Fortbildungen sollten von einer Institution zur Qualitätssicherung lan-

desweit für Schulleitungen und separat für weiteres pädagogisches Personal 

angeboten werden.  

• Es benötigt eine Forschungsförderung zu digitalen Phänomenen: Intensivie-

rung der Forschung zu Internetnutzungsstörungen, digitalen Gewalterfahrun-

gen und der Entwicklung von Erhebungsinstrumenten für Kinder. 

Angesichts der aufgezeigten Bedarfe erscheint es zielführend, in Nordrhein-Westfalen 

spezialisierte Zentren einzurichten, die auf nachhaltige und zukunftsfähige Weise in-

terdisziplinäre Kompetenzen bündeln. Diese Zentren könnten eine zentrale Rolle in 

der Förderung der Dissemination, der Supervision für niedergelassene Fachkräfte, Bil-

dungseinrichtungen und freie Träger einnehmen, als Ansprechpartner für Fragen fun-

gieren, Öffentlichkeitsarbeit leisten sowie aktiv in die Forschung eingebunden sein. 

Eine spezielle Finanzierung, die Schaffung von Planstellen sowie eine projektspezifi-

sche Förderung wären essenziell, um die kontinuierliche Wirksamkeit und den Bestand 

dieser Zentren zu sichern. 
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Priorisierte Umsetzung: 

1. Monitoring bestehender Angebote und Bündelung in landesweite Konzepte. Zu-

sammenführung dieser auf einer passenden Plattform. 

2. Finanzierung von Spezialsprechstunden sowie Aufbau von Spezialambulanzen 

für Mediensucht. 

3. Evaluierung der Umsetzung des Medienkompetenzrahmens NRW an Schulen. 

4. Verbesserung der Informationsverbreitung und (verpflichtende) Elternveranstal-

tungen (spezialisierte Zentren). 

 

Für Rückfragen stehe ich gerne zur Verfügung. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Ira-Katharina Petras 

Leitung AG Digitale Medizin 

Kontakt: ipetras@ukaachen.de 


